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Betr.: Kleine Anfrage Nr. 322 der Fraktion der SPD 
- Nr. 4097 der Drucksachen - Reichsnähr- 
standsvermögen 


Auf die Kleine Anfrage Nr. 322 der Fraktion der SPD vom 
25. Februar 1953 (eingegangen beim Bundeskanzleramt am 3. März, 
hier am 4. März 1953) beehre ich mich wie folgt zu antworten: 

Durch das Gesetz über die Auflösung des Reichsnährstandes im 
Vereinigten Wirtschaftsgebiet vom 21. Januar 1948 (Gesetz- und 
Verordnungsblatt des Wirtschaftsrates S. 21) ist nur das Vermögen 
des Reichsnährstandes in den Ländern der amerikanischen und 
britischen Zone unter die gemeinsame Treuhandverwaltung eines 
Haupttreuhänders gestellt worden. Das Gesetz bezieht sich nicht 
auf die Länder in der französischen Zone und auf Berlin. Das Land 
Rheinland-Pfalz hat ein dem Gesetz des Wirtschaftsrates vom 
21. Januar 1948 inhaltlich entsprechendes Landesgesetz erlassen. Das 
Vermögen des Reichsnährstandes wird in Rheinland-Pfalz selbständig 
von dem Landwirtschaftsministerium als Treuhänder verwaltet. Die 
früheren Länder Baden und Württemberg-Hohenzollern haben eine 
gesetzliche Regelung über das Reichsnährstandsve.rmÖgen nicht ge- 
troffen. Das Vermögen wird dort vom Landwirtschaftsministerium in 
Stuttgart betreut. In Berlin befindet sich gleichfalls eine besondere 
Vermögensverwaltung. Es besteht mithin heute für das Bundesge- 
biet und für Berlin noch keine einheitliche Vermögensverwaltung. 

Das vom Haupttreuhänder verwaltete Vermögen des Reichsnähr- 
standes umfaßt 

1. das Altvermögen des Reichsnährstandes, d. h. das Vermögen der 
in den Reichsnährstand ein ge gliederten oder der aufgelösten 
Vorgängerorganisationen, (z. B. Landwirtschaftskammern, DLG* 
Reichslandbund usw.), 

2. das Neuvermögen, d. h. das Vermögen, das der Reichsnährstand 
aus Beiträgen, Zuschüssen und sonstigen Einnahmen gebildet hat. 


Druck: Peter Meier, Buladorf-Siegburg 
Allein- Vertrieb: Dr. Hane Heger, Andernach, Breite Str. SO 
und Wiesbaden, Nietzechestr. 1 



Die bundeseinheitliche Regelung der Abwicklung dieser Vermögen 
ist Gegenstand des im Bundesministerium für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten ausgearbeiteten Entwurfs eines (mit Berlin- 
Klausel versehenen) Reichsnährstandsabwicklungsgesetzes. Dieser Ent- 
wurf enthält u. a. Vorschriften über die Verwendung des Vermögens, 
die Anmeldung usw. Es ist vorgesehen, das Altvermögen des Reichs- 
nährstandes als Restitutionsvermögen an die Nach folgeeinridi tun gen 
und Vorgängerorganisationen wieder herauszugeben. 

Die einzelnen Fragen der Kleinen Anfrage werden wie folgt beant- 
wortet: 

Zu Frage 1: Das von den Treuhändern erfaßte Vermögen des Reichs- 
nährstandes, der Hauptvereinigungen und der Wirt- 
schaftsverbände gibt in Ermangelung einer gesetzlichen 
Ausschlußfrist und des damit verbundenen Unvermögens, 
alle Verbindlichkeiten zu erfassen, nur einen ungefähren 
Überblick über den derzeitigen Bestand. Die Unmög- 
lichkeit, einen genauen Überblick zu geben, ist auch 
auf das Fehlen eines gemeinsamen Abwicklungsträgers 
für die Vermögen im vormaligen Vereinigten Wirt- 
schaftsgebiet, Berlin und in den Ländern der französischen 
Zone zurückzuführen. Auch ist die Bewertung des 
Liegenschaftsvermögens schwierig, da der Verwaltungs- 
grundbesitz des Reichsnährstandes seinerzeit nicht mit 
dem steuerlichen Einheitswert veranlagt wurde und die 
Unterlagen über den buchmäßig erfaßten Brandkassen- 
wert im Zuge des Zusammenbruches zum großen Teil 
verlorengegangen sind. Der vorläufige Vermögensstatus 
der Treuhänder im vormaligen Vereinigten Wirtschafts- 
gebiet, in den Ländern der französischen Zone und in 
Berlin weist einen Saldo von ca. 25 Mio DM auf. 

In diesem Betrag ist das Altvermögen nicht enthalten, 
da dieses Vermögen im Hinblick auf die Regelung in 
dem Entwurf eines Reichsnährstandsabwicklungsgesetzes 
nur als Durchgangsposten gewertet werden kann. 
Außerdem sind die Verbindlichkeiten des Reichsnähr- 
standes gegenüber seinen ehemaligen Beamten und 
sonstigen Dienstangehörigen nicht berücksichtigt, die 
im Rahmen der Bestimmungen des Gesetzes zu Artikel 
131 GG zu regeln sind. Audi die von diesem Gesetz 
nicht erfaßten Ansprüche ehemaliger Dienstangehöriger, 
die dem Vermögen des Reichsnährstandes zur Last 
fallen, sind in dem genannten Saldo nicht mitenthalten. 
Schließlich bleibt noch ungeklärt, in welchem Umfange 
das Vermögen des Reichsnährstandes mit Verbindlich- 
keiten aus dem Lastenausgleichsgesetz künftig noch 
belastet wird. 

Zu Frage 2: Nach Maßgabe des § 2 des Reichsnährstandsabwicklungs- 
gesetzes, das lediglich eine treuhänderische Verwaltung 
des Vermögens vorsieht und die Verwendung des Ver- 
mögens einer besonderen gesetzlichen Regelung vorbe- 
hält, sind grundsätzlich Verfügungen außerhalb einer 
ordnungsmäßigen Verwaltung nicht getroffen worden. 



Lediglich in besonders begründeten Ausnahmefällen 
wurden Grundstücke von Vorgängerorganisationen des 
Reichsnährstandes an die entsprechenden Nachfolge- 
einrichtungen als Altvermögen freigegeben, um die 
Voraussetzungen für den vordringlichen Wiederaufbau 
kriegszerstörter Gebäude (Schulen und Verwaltungs- 
gebäude) zu schaffen. 

Zu Frage 3: Der Entwurf eines Reichsnährstandsabwicklungsgesetzes, 
der bereits mit den Herren Bundesfinanzminister und 
Bundesinnenminister erörtert war, ist in seiner end- 
gültigen Fassung noch von der Regelung der Rechte 
der Reichsnährstandsbeamten der Hauptabteilungen I 
und III durch die vorbereitete Novelle zum Gesetz zu 
Art. 131 GG abhängig. Da diese Novelle erst abge- 
wartet werden muß, wird das Reichsnährstandsabwick- 
lungsgesetz voraussichtlich erst in der nächsten Legis- 
laturperiode vorgelegt werden können. Die Verhand- 
lungen mit den Bundesressorts werden jedoch weiter- 
hin fortgeführt, um die aufgetretenen Zweifelsfragen 
zu klären. 


Dr. Niklas 



